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i Die Karikatur

Maßnahme Karikatur: Tomicek

Berlin.  Selbst zu zahlende An-
teile für Pflegebedürftige sind 
trotz  verstärkter Kostenbrem-
sen weiter gestiegen, wie eine 
Auswertung des Verbands der 
Ersatzkassen ergab. Mit Stand 
1. Juli waren im ersten Jahr im 
Heim im bundesweiten Schnitt 
2871 Euro pro Monat aus eige-
ner Tasche fällig – das waren 
211 Euro mehr als Mitte 2023. 
Die Belastungen steigen trotz  
erhöhter Entlastungszuschlä-
ge, die sich nach der Dauer des 
Heimaufenthalts richten. 

Forderungen nach weiteren 
Erleichterungen in einer Pfle-

gereform noch vor der Bundes-
tagswahl 2025 werden deswe-
gen lauter. Auch mit dem 
höchsten Zuschlag ab dem  
vierten Jahr im Heim stieg die 
Zuzahlung nun im Schnitt auf 
1865 Euro je Monat, das waren 
91 Euro mehr als zum 1. Juli 
2023. In den Summen ist zum 
einen der Eigenanteil für die 
reine Pflege und Betreuung 
enthalten. Hinzu kommen für 
Bewohner noch Kosten für 
Unterkunft, Verpflegung und 
Investitionen in den Heimen. 
Enthalten sind in der Auswer-
tung erstmals auch Ausbil-

dungskosten, die ebenfalls wei-
tergegeben werden. Sie wurden 
auch in die Vergleichswerte 
zum 1. Juli 2023 eingerechnet.

Die neuen Zahlen befeuern 
die Debatte um eine nächste 
größere Pflegereform, die Ge-
sundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) angekündigt hat. 
Denn erst vor einem Jahr war 
schon eine Reform in Kraft ge-
treten. Damit wurden Entlas-
tungszuschläge, die es seit 
2022  gibt, zum 1. Januar 2024 
erhöht.  Den Anstieg der Zuzah-
lungen konnten die Zuschläge 
aber nicht voll auffangen. dpa

Immer höhere Eigenanteile
Für Pflegebedürftige und ihre Familien nehmen  Belastungen seit Jahren zu. 
Gerade in Pflegeeinrichtungen kommen diverse Beträge zusammen. 

i Kurz berichtet

Schweitzer neuer 
Ministerpräsident  
Mainz. Der Landtag von Rhein-
land-Pfalz in Mainz hat Alexan-
der  Schweitzer  im ersten Wahl-
gang mit 57 Stimmen zum 
Nachfolger von Ministerpräsi-

dentin Malu Dreyer gewählt. 
Die Neuwahl war notwendig 
geworden, weil sich  Dreyer  als 
Regierungschefin  zurückzieht. 
Die 63-Jährige ist an Multipler 
Sklerose erkrankt.  dpa

Alexander Schweitzer folgt auf 
Malu Dreyer. Foto: dpa/Thomas Frey

mangelhaft tendiert,  wenn 
Grün-Schwarz sich dem Druck 
von unten nicht gebeugt und   
die Rückkehr zum neunjähri-
gen Gymnasium samt einer we-
nigstens leichten Ausdünnung 
der viel zu verästelten Schul-
struktur im Land doch noch auf 
die Agenda gesetzt hätte.     

Allein mit dem Programm 
zur  Sprachförderung in  Grund-
schulen und Kitas, das  Grün-
Schwarz wegen der grassieren-
den   Lese- und Rechenunfähig-
keit  der baden-württembergi-
schen  Schüler  beschlossen hat, 
wäre die Unzufriedenheit der 
Bürger mit der Schulpolitik   
noch massiver.   Insofern sind 

die Regierenden  wohl noch mit 
einem blauen Auge davonge-
kommen. 

   Denn hohe Zustimmungs-
werte bekommt die Koalition  
für die Rückkehr zum  neunjäh-
rigen Gymnasium, die Einfüh-
rung eines neuen Schulfachs 
„Medienbildung“, die wohl 
nicht nur für die Gymnasien 
sondern auch für die anderen 
weiterführenden Schulen kom-
men soll, und dafür, dass die 
Leistungsbewertung durch die 
Schule künftig wieder mehr Ge-
wicht bei der Einführung der 
weiterführenden Schule be-
kommen soll  als der Wunsch 
der Eltern.  

All das sind Neuerungen, die 
in Zusammenhang mit der Re-
form der Gymnasien  nötig ge-
worden und ins Werk gesetzt 
worden sind – beziehungswei-
se werden.      Denn auch wenn der 
Regierungsentwurf zur Ände-
rung des Schulgesetzes auf der 
Zielgeraden ist, wird es noch  
dauern, bis die Konzepte in  den 
Details  ausgearbeitet sind.  Es 
mag für  die Landesregierung 
einen bitteren Beigeschmack 
haben, dass laut der aktuellen 
Meinungsumfrage   in der Be-
völkerung   wieder einmal das 
Gymnasium die Aufmerksam-
keit   auf sich zieht, während   sie 
selbst der Stärkung der Grund-

Von Bärbel Krauß

Mit einem blauen Auge 
davongekommen
An einem „mangelhaft“ für die Schulpolitik ist
 Grün-Schwarz nur knapp   vorbeigeschrammt. 

n Von Rebekka Wiese

Berlin. Seit  Gründung der 
Bundespolizei waren noch nie 
so viele ihrer Kräfte im Einsatz 
wie in diesen Wochen. Teilwei-
se sind es bis zu 22 000 Beamte 
am Tag. Wegen der Fußball-EM  
bekommen  sie sogar Unter-
stützung  ausländischer Ein-
satzkräfte – auch an den deut-
schen Grenzen. Dort hat das 
Bundesinnenministerium we-
gen der EM stationäre Kontrol-
len angeordnet, die noch bis 
zum 19. Juli gelten sollen.

Kürzlich veröffentlichte die 
Bundespolizei eine Halbzeitbi-
lanz. Demnach führten die Ein-
satzkräfte in diesem Zeitraum 
fast 830 000 Grenzkontrollen 
durch. Sie vollstreckten  dabei 
603 Haftbefehle, nahmen 
150 Schleuser vorübergehend 
fest und wiesen 346 Menschen 
ab, die zuvor schon mal abge-
schoben worden waren. 

Verstärkt stationäre 
Kontrollen
Könnte es sich lohnen, die 
Kontrollen zu verlängern, um 
irreguläre Migration zu be-
grenzen?  Das forderte kürzlich 

FDP-Generalsekretär Bijan 
Djir-Sarai. Die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) in Branden-
burg  spricht sich gegen die 
Maßnahme aus –  mobile Kont-
rollen seien effektiver.

Unabhängig von der EM gibt 
es seit Herbst 2023 stationäre 
Maßnahmen an den Grenzen 
zu Polen, Tschechien und der 
Schweiz. Sie sollen bis  Dezem-
ber gelten. An der bayerischen 
Grenze zu Österreich wird 
schon seit 2015  kontrolliert.  
Sachsen prüft, eine landeseige-
ne Grenzpolizei einzuführen.

Tatsächlich ist  die Zahl der 
Asylerstanträge in Deutsch-
land gesunken, seit die Kont-
rollen im Herbst 2023 einge-
führt wurden.  In der ersten Jah-
reshälfte war es etwa ein Fünf-
tel weniger als im Vorjahres-
zeitraum.

Die Migrationsforscherin 
Anne Koch von der Stiftung 
Wissenschaft und Politik 
(SWP) bezweifelt aber, dass das 
stark mit den stationären 
Grenzkontrollen zusammen-
hängt. Sie schließt zwar nicht 
aus, dass die zusätzlichen 
Kontrollen dazu beigetragen 
haben, dass weniger Asylbe-

werber  kommen. Aber sie sieht 
in der Maßnahme nur eine von 
verschiedenen Ursachen.  

Dass es im Vorjahr beson-
ders viele waren, liegt wohl 
auch daran, dass ihre Zahl wäh-
rend der Coronapandemie 
deutlich zurückgegangen war. 
Im vergangenen Jahr gab es of-

fenbar einen Nachholeffekt, 
der nun wieder nachlässt. Be-
sonders entscheidend ist aller-
dings ein anderer Faktor. „Wir 
wissen aus der Forschung, dass 
die Situation in den Herkunfts-
ländern den größten Effekt auf 
Fluchtbewegungen hat“, sagt 
Koch. Also: „Gibt es gerade ir-

gendwo einen neuen Krieg oder 
eine  andere Krise, die sich ver-
schärft?“ Wie die Lage in den 
Zielländern sei, ob zum Bei-
spiel Grenzen stärker kontrol-
liert werden, spiele hingegen 
eine kleinere Rolle. Dazu passt, 
dass aktuell nicht nur in 
Deutschland,  sondern in der 
gesamten EU weniger Asyl -
bewerber ankommen. 

 Koch will schließt auch  
nicht aus, dass die Maßnahmen 
gar keinen Effekt haben. „Wer 
eine Grenze kontrolliert, der 
greift natürlich mehr Men-
schen dort auf“, sagt sie. „Aber 
man muss sich fragen, ob es so 
viele sind, dass sich der zusätz-
liche Aufwand wirklich lohnt.“ 

Sie   hat zudem rechtliche 
Bedenken, wenn es darum geht, 
die stationären Grenzkontrol-
len zu verlängern. Diese könne 
man nur anlassbezogen anord-
nen, betont sie. „Wenn man sie 
nun noch weiter verlängert, 
muss man sich aber fragen, was 
passieren muss, damit man sie 
wieder einstellt.“ Koch be-
fürchtet, dass sich die Kontrol-
len verstetigen könnten. „Das 
wäre nicht im Sinne des Schen-
gen-Rechts.“

Wie effektiv sind Grenzkontrollen?
Was bringen die stationären Grenzkontrollen an den deutschen Außengrenzen? Die FDP fordert, die Kontrollen nach der 
Fußball-EM   für ein weiteres  Jahr beizubehalten. Die Gewerkschaft der Polizei ist skeptisch. Was sagt die Forschung?

Ein Bundespolizist überprüft einen Kleinbus auf einem Parkplatz 
nahe der deutsch-tschechischen Grenze. Foto: dpa/Sebastian Kahnert

Berlin/Washington. Annale-
na Baerbock will sich voll auf 
ihre Amt als Außenministerin 
konzentrieren und strebt keine 
erneute Grünen-Kanzlerkandi-
datur an. Statt in einer Kanzler-
kandidatur gebunden zu sein, 
wolle sie angesichts der inter-
nationalen Krisen ihre Kraft 
voll ihrer aktuellen Aufgabe 
widmen, erklärte die Grünen-
Politikerin in einem Interview 
des US-Fernsehsenders CNN 
am Rande des Nato-Gipfels in 
Washington. Damit wäre vor 
der Bundestagswahl 2025 der 
Weg frei für eine Kandidatur 
von Vizekanzler und Wirt-
schaftsminister Robert Habeck 
als grüner Kanzlerkandidat.  dpa

Baerbock will nicht 
Kanzlerin werden

Berlin. Grünen-Fraktionsche-
fin Katharina Dröge hat den 
Koalitionspartnern SPD und 
FDP vorgeworfen, bei der ge-
planten Kindergrundsicherung 
„sehr ärgerlich auf der Bremse“ 
zu stehen. Sie verstehe nicht 
mehr, „warum die Bekämpfung 
von Kinderarmut von den bei-
den Koalitionspartnern be-
kämpft wird an dieser Stelle“, 
sagte Dröge am Mittwoch im 
ZDF-„Morgenmagazin“. Die 
Haushaltseinigung der Ampel-
Spitzen mit einer Erhöhung des 
Kindergelds und des Kinderso-
fortzuschlags für bedürftige 
Familien um jeweils fünf Euro 
wertete Dröge als „finanzielle 
Grundlage dafür, dass die Kin-
dergrundsicherung nicht nur 
kommt, sondern auch schon im 
nächsten Jahr kommen kann“. 
Das sei für die Grünen  wichtig 
gewesen. FDP-Fraktionschef 
Christian Dürr hatte  eine ande-
re Lesart der Haushaltseini-
gung vorgetragen. „Mit der Ei-
nigung beim Bundeshaushalt 
haben alle drei Koalitionspart-
ner festgelegt, dass es keine 
Leistungsausweitungen geben 
wird“, sagte er der Deutschen 
Presse-Agentur.  Die Kinder-
grundsicherung soll bisherige 
Leistungen  bündeln. Ziel  ist es,  
alle Kinder, die auf Sozialleis-
tungen Anspruch haben, zu er-
reichen. dpa

Kampf gegen 
Kinderarmut 
stockt 
 SPD und FDP stehen bei 
der Kindergrundsicherung   
auf der Bremse.

Nicht einmal ein Drittel der 
Bürger gibt der  Bildungspolitik 
der grün-schwarzen Landesre-
gierung gute Noten. Ein befrie-
digendes Zeugnis ist das gewiss 
nicht für Kultusministerin 
Theresa Schopper, Minister-
präsident Winfried Kret-
schmann (beide Grüne)  und 
auch nicht für die CDU als Ko-
alitionspartner. 

Denn dass die  Landesregie-
rung so lange so wenig Initiati-
ve zur Lösung ganz offenkundi-
ger Probleme an Baden-Würt-
tembergs Schulen entwickelt 
hat, ist dem Unwillen und der 
Unfähigkeit   beider Partner ge-
schuldet, über ideologische 
Differenzen in den hoch um-
strittenen Schulfragen hinweg 
zu pragmatischen Kompromis-
sen zu kommen.        Das hat die 
Handschrift des Bildungskapi-
tels im Koalitionsvertrag ge-
prägt und in der Konsequenz 
zum   schulpolitischen Attentis-
mus über weite Strecken der 
Legislaturperiode geführt. 

Die Werturteile, die die Ge-
samtbevölkerung und Eltern im 
jüngsten BaWü-Check zur Bil-
dungspolitik formuliert haben, 
sind auch eine  Quittung dafür.   
Wahrscheinlich hätten sie   zum 

schulen –  völlig zurecht – viel 
größeres Gewicht beimisst.  
Möglichst allen Kinder  die 
Grundlagen beim  Lesen, 
Schreiben und Rechnen beizu-
bringen – unabhängig von der 
Zusammensetzung der Schü-
lerschaft –,  ist nun einmal   die 
zentrale Qualitätsanforderung 
an  ein  Schulsystem. 

Dass auch die  Schulen im 
Südwesten dies in vielen Fällen 
nicht mehr leisten, ist die ele-
mentarste Reformaufgabe im 
Bildungsbereich. Wird sie nicht 
bewältigt, hat  nicht nur ein gro-
ßer Teil der nachwachsenden 
Generation, sondern auch der 
Wirtschaftsstandort ein Prob-
lem. Insofern kann für die Re-
gierung nur gelten, dass sie die 
Reform der Gymnasien  gut um-
setzen muss, ohne die Fokus-
sierung auf die Verbesserung 
der Grundschulen aufzugeben. 

Aus der  Meinungsumfrage 
kann  sie  bei aller Kritik immer-
hin etwas Positives mitneh-
men:   In den Augen der Bürger 
stimmt die Richtung der Schul-
reformen. Auch  für die Landes-
politik insgesamt gibt es eine 
Lehre: Wenn die Schulen in 
Schieflage sind, wird Abwarten  
von den Bürgern nicht toleriert.  

i Leitartikel


